
Kostenverordnung zum Waffengesetz (WaffKostV)

in der Fassung vom 20. April 1990 (BGBl. 1 S. 780)

(geändert durch Art. 3 d. VO v. 20.10.1994 (BGBl. 1 S. 3073), durch VO v. 14.3.1997 (BGBl. I S. 480), durch
Art. 2 d. VO v. 10.1.2000 (BGBl. 1 S. 38))

§ 1

Die Gebühren für Amtshandlungen, Prüfungen und Untersuchungen nach dem
Waffengesetz (Gesetz) und nach den auf dem Gesetz beruhenden Rechtsvorschriften
bestimmen sich nach dem Gebührenverzeichnis der Anlage, sofern die Gebühr nicht
gemäß § 2 nach dem Verwaltungsaufwand berechnet wird.

§ 2

(1) Die Gebühr ist nach dem Verwaltungsaufwand zu berechnen

1. für die im Zulassungsverfahren erforderliche Prüfung,
2. für die Prüfung bei der Entscheidung über Ausnahmen nach § 21 Abs. 6, § 22 Abs. 4, §

23 Abs. 4, § 25 Abs. 5 und § 37 Abs. 3 des Gesetzes,
3. für die Prüfung von Reizstoffgeschossen, Reizstoffsprühgeräten und von den dafür

verwendeten Reizstoffen (§ 10 der Ersten Verordnung zum Waffengesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 1987 - BGBl. 1 5. 777 in der jeweils
geltenden Fassung

4. für die Beschussprüfung
a) bei Handfeuerwaffen, Einsteckläufen und Austauschläufen, bei denen zum Antrieb

des Geschosses ein entzündbares flüssiges oder gasförmiges Gemisch verwendet
wird,

b) bei nicht der Beschusspflicht unterliegenden Gegenständen, soweit in Abschnitt II Nr.
19 der Anlage keine feste Gebühr vorgeschrieben ist,

c) wenn die Behörde einen über den üblichen Umfang der Prüfung erforderlichen
Mehraufwand benötigt oder bei Schusswaffen, deren Patronenlager- oder
Laufinnenabmessungen nicht in den Maßtafeln (BAnz. Nr. 52a vom 15. März 1991)
enthalten sind,

d) bei Böllern und Modellkanonen,
5. für die Prüfung von Schussapparaten und Einsteckläufen nach § 14a und § 14b Abs. 1

der Dritten Verordnung zum Waffengesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. 1 S. 2344)
in der jeweils geltenden Fassung und für die behördliche Kontrolle von Munition nach §
25 Abs. 3 und § 26 Abs. 1 jener Verordnung.

(2) Werden Prüfungen außerhalb der Behörde durchgeführt, so sind Gebühren nach dem
Verwaltungsaufwand auch für
1. Reisezeiten,
2. Wartezeiten, die vom Kostenschuldner zu vertreten sind, zu berechnen, soweit die
Zeiten innerhalb der üblichen Arbeitszeit liegen oder von der Behörde besonders
abgegolten werden.

(3) Bei der Berechnung der Gebühr nach dem Verwaltungsaufwand sind als Stundensätze
zugrunde zu legen
1. bei der Tätigkeit von Einrichtungen des Bundes die für die jeweils in Anspruch
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genommene Einrichtung durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes festgelegten
Stundensätze,

2. bei der Tätigkeit von Einrichtungen eines Landes die für diese Tätigkeit durch Gesetz
oder auf Grund eines Gesetzes eigens festgelegten Stundensätze,

3. bei der Tätigkeit sonstiger Einrichtungen die für diese Tätigkeit durch Landesgesetz
oder auf Grund eines Landesgesetzes eigens festgelegten Stundensätze.

Sind für die Tätigkeit dieser Einrichtungen nicht eigens Stundensätze durch Gesetz oder
auf Grund eines Gesetzes festgelegt, sind die Stundensätze des § 3 Abs. 1 der
Kostenordnung für Nutzleitungen der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt vom 17.
Dezember 1970 (BGBl. I S. 1745) in der jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen.

§ 3

(1) Bei der Beschussprüfung nach Abschnitt II Nr. 28 der Anlage ist die halbe Gebühr zu
erheben, wenn ein Prüfgegenstand
1. nicht funktionssicher oder
2. nicht maßhaltig ist
und eine Prüfung der Haltbarkeit nicht stattgefunden hat. Errechnet sich die Gebühr aus
mehreren Staffelsätzen, so ist die Gebühr aus dem niedrigsten Staffelsatz zugrunde zu
legen.

(2) Eine Gebühr nach Abschnitt II Nr. 28 der Anlage ist nicht zu erheben, wenn der
Prüfgegenstand
1. ohne Prüfung zurückgegeben wird,
2. nicht die vorgeschriebene Kennzeichnung trägt oder
3. der Beanspruchung, der er bei der Verwendung der zugelassenen Munition ausgesetzt

würde, offenbar nicht standhalten wird.

(3) Wird die Beschussprüfung in den Räumen des Antragstellers vorgenommen und stellt
der Antragsteller die für die Prüfung erforderlichen Hilfskräfte und technischen Prüfmittel
zur Verfügung, so ermäßigt sich die Gebühr nach Abschnitt II Nr. 28 der Anlage um 30
vom Hundert.

(4) Werden in den Räumen der Behörde mehr als 300 Kurz- oder Langwaffen des gleichen
Typs und derselben Waffengruppe gleichzeitig zur Prüfung vorgelegt, so ermäßigt sich die
Gebühr nach Abschnitt II Nr. 28 der Anlage um 15 vom Hundert.

§ 4

Die Gebühr für die Abnahme der Prüfung nach § 9, § 31 oder § 44 Abs. 1 des Gesetzes
wird auch erhoben, wenn die Prüfung ohne Verschulden der Prüfbehörde und ohne
ausreichende Entschuldigung des Bewerbers am festgesetzten Termin nicht stattfinden
konnte oder abgebrochen werden musste.

§ 5

(1) Für die Erhebung von Auslagen gilt § 10 des Verwaltungskostengesetzes; die in § 10
Abs. 1 Nr. 1 des Verwaltungskostengesetzes bezeichneten Auslagen werden jedoch nicht
gesondert erhoben.

(2) Als Auslagen sind vom Antragsteller außerdem zu erstatten
1. beim Versand die Kosten der Zustellung, der Verpackungsmittel und der Rücksendung,
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2. bei der Prüfung von Gegenständen, die der Zulassungsbehörde aus dem Ausland
zugesandt werden, die aufgewendeten Eingangsabgaben und die mit ihnen im
Zusammenhang stehenden Gebühren,

3. die Kosten der von der Behörde aufgewendeten Beschussmittel und die Kosten für das
Ein- und Auspacken der Prüfgegenstände,

4. bei der Zulassung nach den §§ 21 bis 23 des Gesetzes die Kosten der von der Behörde
aufgewendeten Prüfmittel,

5. bei der Prüfung nach § 10 der 1. WaffV die Kosten der benötigten Versuchstiere und
der für diese während der Versuchs- und Nachbeobachtungszeit erforderlichen
Futtermittel.

§ 6

(1)Folgende Amtshandlungen sind gebührenfrei
1. Ausstellung einer Bescheinigung nach § 6 Abs. 2 oder 2a des Gesetzes,
2. Zulassung von Ausnahmen nach § 37 Abs. des Gesetzes, soweit der

Gebührenschuldner die tatsächliche Gewalt über den Gegenstand am 1. März 1976
bereits ausgeübt hat,

3. Ausstellung von behördlichen Bescheinigungen nach § 58 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes,
4. Amtshandlungen in bezug auf Schusswaffen und Munition, die im dienstlichen Interesse

von einem öffentlichen Bediensteten verwendet werden.

(2) Bei Entscheidungen nach abschnitt II Nr. 1 bis 27 der Anlage zugunsten ausländischer
Diplomaten und bevorrechtigter Personen (§ 50 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes) ist
der Gebührenschuldner von der Zahlung der Gebühren befreit, wenn der betreffende Staat
die Gegenseitigkeit gewährleistet.

§ 7

Das Bundeskriminalamt kann das Fraunhofer-Institut für Umweltchemie und
Ökotoxikologie ermächtigen, die Gebühren und Auslagen für die nach § 10 der 1. WaffV
durchzuführenden Prüfungen einzuziehen.

§ 8 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften)

Anmerkung:
Die Bezeichnung der 4. VO zum Waffengesetz wurde durch die VO v. 20.4.1990 geändert in
"Kostenverordnung zum Waffengesetz"


